Frau Oberbürgermeisterin, meine Damen und Herren!

Die Linksfraktion begrüßt den Vorstoß von Klaus Brandt sehr, sich stärker mit dem Thema Erinnerungspolitik in GE und, wenn es nach uns geht, auch mit Erinnerungspolitik im Bund auseinanderzusetzen. Klaus Brandt war, wie wir  aus Gesprächen mit ihm wissen, genauso entsetzt wie wir  über den Mangel an Wissen zu diesem Themenkomplex. Es scheinen hier in der Gelsenkirchener Stadtgesellschaft und im Rat ganze Diskurse nicht zur Kenntnis genommen zu werden, die seit einigen Jahren die Feuilletons bedeutender Zeitungen beschäftigen. 

In progressiven jüdischen Kreisen, denen sich die LINKE verbunden fühlt,  haben derartige Ratsbeschlüsse wie sie am 11.Juli 2019 auch in Gelsenkirchen gefasst worden sind, nicht nur für Kopfschütteln gesorgt, sondern es gab auch diverse Stellungnahmen jüdischer Intellektueller, wie die von Amos Goldberg oder Micha Brumlik, die vor solchen Tendenzen eindringlich warnen. 

Es finden sich Unterschriftenlisten und offene Briefe im Internet, die sich gegen derartige Beschlüsse, wie den hier getroffenen, wenden, die die Position der LINKEN stützen, und die den offenen Diskurs anmahnen, und die Deutschland davor warnen, in eine „illiberale Demokratie“ abzugleiten. Unsere Position in der damaligen Sitzung  wird von hunderten der  bedeutendsten Wissenschaftlern aus dem Bereich Geschichte der Shoa, geteilt.

In Deutschland ist man mittlerweile so weit, dass man mit derartigen Ratsbeschlüssen, Menschen, die über den Israel-Palästina Konflikt oder über BDS sprechen wollen, städtische Räume verwehrt. Man unterwirft sich mit derartigen Beschlüssen einer extrem rechten politischen Richtung, die eine andere Nahostpolitik durchsetzen möchte, wie sie von der Regierung Trump im Zusammenspiel mit der Regierung Netanjahu auf den Weg gebracht wurde. Man fällt damit nicht nur der israelisch-palästinensischen Friedensbewegung in den Rücken, sondern bringt damit auch Menschen in Israel in Gefahr.

Uns erscheint es dringend geboten über reaktionäre Tendenzen in der deutschen Erinnerungskultur zu diskutieren. In Deutschland wagt man es, jüdische Menschen, deren Familien von deutschen Faschisten fast vollständig massakriert worden sind, als Antisemiten zu bezeichnen, weil sie die Regierungspolitik Israels kritisieren oder der BDS Bewegung nahestehen, so geschehen mit Esther Bejarano. Das ist von einer so menschenverachtenden Unverfrorenheit, dass es jedem empathischen Menschen die Sprache verschlägt. Man befleißigt sich einer Erinnerungskultur, die immer häufiger der DDR ihren Kampf gegen Antisemitismus und Faschismus  abspricht, und das ungeachtet der Tatsache, dass die Bundesrepublik eine extrem braune Nachkriegsgeschichte aufzuweisen hat und ungeachtet der Tatsache, dass viele Menschen in der DDR, selbst Holocaust-Überlebende waren.

Berechtigte Kapitalismuskritik wird in krudester, unwissenschaftlicher Art und Weise vermengt mit im Internet kursierenden antisemitischen Stereotypen. Solche ärgerlichen Vorträge laufen sogar im Institut für Stadtgeschichte. Davon konnten wir uns selber überzeugen. 

Linke Parteien und Bewegungen werden mit Antisemitismusvorwürfen überzogen, obwohl nach allen uns bekannten Studien in der CDU/CSU und der SPD antisemitische  Tendenzen deutlich ausgeprägter  vorhanden sind. Solche Vorwürfe dienen einzig und allein der Diskreditierung linker Politikansätze. 

Ein Vorwurf als Herrschaftsinstrument. 

Rufmord als Mittel der Parteipolitik – bis auf WIN und AUF - in der Sitzung vom 11.Juli 2019 auch hier im Rat von allen anderen Parteien  praktiziert.  

Wer sich ansehen möchte wie so etwas funktioniert, dem sei die Kampagne gegen Jeremy Corbyn, einen der besten Politiker, den die britische Sozialdemokratie je hervorgebracht hat, als warnendes Beispiel empfohlen. Corbyn wurde mit haltlosen Vorwürfen zu Fall gebracht und die britische Sozialdemokratie war wieder in den hübschen neoliberalen Gleisen. Mission accomplished! Dieses üble Spiel wurde in widerlicher Weise von den Medien unterstützt. 

Hervorragende Judaisten wie Peter Schäfer traten nach Dauerquerelen um seine Person und seine liberale Art das Jüdische Museum Berlin zu führen, zurück. Da nützte es auch nichts, dass hunderte Wissenschaftler jüdischer und nichtjüdischer Herkunft sich für Schäfer einsetzten.

 Kritischen Organisationen werden Konten gekündigt, man schneidet sie von Fördermitteln ab, was bei vielen NGOs auf massive Kritik und Unverständnis stieß. Reaktionäre Erinnerungspolitik geht mittlerweile so weit, dass man versucht, über die Aberkennung der Gemeinnützigkeit solchen kritischen Organisationen finanziell das Wasser abzugraben. Gemeinnützigkeit  nur noch bei Wohlverhalten. Das gleiche gilt für Preisverleihungen.

Ja, die Erinnerungskultur in Gelsenkirchen und im Bund sind auf einem sehr unguten Weg und Diskussionen  zu diesem Thema wären mehr als nötig. DIE LINKE Gelsenkirchen hat es sich zur Aufgabe gemacht, auch im Rahmen  unserer Veranstaltungsreihe Roter Freitag solche Themen zu behandeln und Diskussionen dazu anzustoßen.

Somit begrüßen wir die Anregung Klaus Brandts ausdrücklich. Wir werden somit die Beschlussvorlage, die der Anregung nicht folgen möchte, ablehnen.

Danke!

Gelsenkirchen, den 21.01.2021

Martin Gatzemeier
(Fraktionsvorsitzender)

Es gilt das gesprochene Wort!

